
Öffentliche Bekanntmachung der förm-
lichen Beteiligung für das Änderungsver-
fahren 55 BO Dietrich-Benking-Straße Ost 
zum Gemeinsamen Flächennutzungsplan 
(GFNP) der Planungsgemeinschaft Städte-
region Ruhr der Städte Bochum, Essen, 
Gelsenkirchen, Herne, Mülheim an der 
Ruhr und Oberhausen 
Die Änderung bezieht sich auf einen Bereich in der 
Stadt Bochum. 
 
Der Stadtplanungs- und Mobilitätsausschuss der Stadt 
Oberhausen hat am 23.11.2023 beschlossen:  
 
1. die Ergebnisse aus der frühzeitigen Beteiligung der 

Öffentlichkeit sowie der Behörden und sonstigen Trä-
ger öffentlicher Belange (Anregungen und diesbezüg-
liche Stellungnahmen der Verwaltung) zur Kenntnis 
zu nehmen, 

 
2. auf der Grundlage des gegenüber dem Vorentwurf 

überarbeiteten Planentwurfs die Veröffentlichung und 
Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger 
öffentlicher Belange gemäß § 3 Abs. 2 sowie § 4  
Abs. 2 BauGB für das Änderungsverfahren 55 BO 
zum GFNP durchzuführen. 

Der ca. 1,0 ha große Änderungsbereich 55 BO befindet 
sich in Bochum im Stadtteil Hiltrop und wird derzeit land-
wirtschaftlich genutzt. Er wird im Norden und Süden be-
grenzt durch Wohnbebauung, die gegenüber dem Ände-
rungsbereich eingegrünt ist. Im Westen wird der Ände-
rungsbereich durch die Dietrich-Benking-Straße begrenzt, 
im Osten schließen sich landwirtschaftliche Flächen an. 

Der derzeit gültige Bebauungsplan Nr. 393 aI - Gewerbe-
park Hiltrop - Lothringen IV - setzt in diesem Bereich ein 
Gewerbegebiet mit einer dreigeschossigen Bebauung 
fest. Dies wird aufgrund der angrenzenden Wohnbebau-
ung jedoch als nicht mehr zeitgemäß und sinnvoll angese-
hen. Stattdessen soll nun eine Wohnbebauung erfolgen, 
die durch die Änderung des GFNP vorbereitet werden soll. 
 
Mit dem Feststellungsbeschluss des Regionalverbands 
Ruhr zum Regionalplan Ruhr am 10. November 2023 ist 
der Regionale Flächennutzungsplan (RFNP) in einen Ge-
meinsamen Flächennutzungsplan (GFNP) übergeleitet 
worden. Das als RFNP-Änderung begonnene Verfahren 
wird nun als GFNP-Änderungsverfahren weitergeführt. 
 
Die Beteiligung der Öffentlichkeit erfolgt gemäß § 3  
Abs. 2 Baugesetzbuch (BauGB). 
 
Die Öffentlichkeit kann innerhalb einer Frist von einem 
Monat Stellungnahmen zum veröffentlichten Änderungs-
entwurf abgeben. 
 
Im Rahmen des o. g. Änderungsverfahrens ist gemäß  
§ 2 Abs. 4 BauGB eine Umweltprüfung (UP) durchge-
führt und ein Umweltbericht erstellt worden. 
 
Neben dem Planentwurf mit Begründung sind umweltbe-
zogene Informationen in Form des Umweltberichtes, von 
Gutachten, Fachbeiträgen sowie Stellungnahmen ver-
fügbar. Darin sind umweltbezogene Informationen zu fol-
genden Themen enthalten und werden veröffentlicht: 
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- Schutzgüter: Tiere, Pflanzen, biologische Vielfalt, Land-
schaft; Fläche; Boden; Wasser; Luft; Klima; Mensch, Ge-
sundheit, Bevölkerung; Kulturgüter und sonstige Sach-
güter, Kulturelles Erbe; Natura-2000-/FFH-Gebiete; Risi-
ken durch schwere Unfälle oder Katastrophen; Wechsel-
wirkungen und kumulative Auswirkungen 

 
- Baugrundgutachten - Baugrunderkundung und Grün-

dungsberatung: Gutachten zur Beschaffenheit des 
Baugrundes und der hydrogeologischen Situation, Be-
ratung zur Bauwerksgründung, Erdbautechnik, Nieder-
schlagswasserversickerung, Schadstoffuntersuchung, 
Gefährdungsabschätzung und Verwertungsfähigkeit 
des Bodenaushubs 

 
- Versickerungsgutachten - Untersuchung der Versicke-

rungsfähigkeit anstehender Böden inkl. Handlungs- 
empfehlung 

 
- Artenschutzprüfung Stufe 1 (ASP 1) - Vorprüfung - 

Gutachterliche Einschätzung zur Betroffenheit der 
Belange des Artenschutzes gem. § 44 BNatSchG  

 
Die Planunterlagen (Entwurf des Änderungsplans, Be-
gründung mit Umweltbericht, Abwägungssynopse) sowie 
die nach Einschätzung der Gemeinden der Planungsge-
meinschaft wesentlichen, bereits vorliegenden umweltbe-
zogenen Stellungnahmen werden in der Zeit vom 12.02. 
bis 12.03.2024 (einschließlich) im Internet veröffentlicht. 
 
Alle zu veröffentlichenden Unterlagen sowie der Inhalt 
der Bekanntmachung können auf den Internetseiten der 
Städteregion Ruhr http://www.staedteregion-ruhr-
2030.de/cms/aenderungsverfahren.html eingesehen 
werden und sind darüber hinaus über das zentrale 
Internetportal des Landes https://www.bauleitplanung. 
nrw.de/?lang=de zugänglich. 
 
Zusätzlich zur Veröffentlichung im Internet werden die 
Planunterlagen im o. g. Zeitraum öffentlich zur Verfügung 
gestellt. Sie können in der Stadt Oberhausen an den be-
hördlichen Arbeitstagen wie folgt eingesehen werden: 
 
Bereich 5-1 - Stadtplanung, Technisches Rathaus Sterk-
rade, Bahnhofstraße 66, Erdgeschoss, Zimmer A 009 
 
Die Öffnungszeiten sind wie folgt: 
 
Montag - Donnerstag: 08:00 - 16:00 Uhr 
Freitag: 08:00 - 12:00 Uhr 
 
Die Termine und Orte für die Bereitstellung der Unterla-
gen zur Einsichtnahme in den anderen Städten der Pla-
nungsgemeinschaft sind den dortigen Bekanntmachun-
gen und den Internetseiten der Städteregion Ruhr 
(http://www.staedteregion-ruhr-2030.de/cms/aenderungs-
verfahren.html) zu entnehmen oder bei der Geschäfts-
stelle Gemeinsamer Flächennutzungsplan in Essen  
(Tel.: 0201 886-1210 bzw. 0201 886-1212) zu erfragen. 
 
Auskunft in der Stadt Oberhausen erteilt: 
 
Sebastian Specht 
Telefon: 0208 825-2609 
E-Mail: sebastian.specht@oberhausen.de 
 
Stellungnahmen zum Entwurf des Änderungsplans, zur 
Begründung und zum Umweltbericht können während 
der Veröffentlichungsfrist bis zum 12.03.2024 (ein-
schließlich) insbesondere elektronisch, bei Bedarf aber 
auch schriftlich oder zur Niederschrift  

- bei der Stadt Essen, Amt für Stadtplanung und Bauord-
nung, Geschäftsstelle Gemeinsamer Flächennutzungs-
plan, Lindenallee 10 (Deutschlandhaus), 45121 Essen, 
E-Mail: geschaeftsstelleGFNP@amt61.essen.de 

 
- bei der Stadt Oberhausen, Bereich 5-1 - Stadtplanung, 

Technisches Rathaus Sterkrade, Bahnhofstraße 66 
(Eingang zurzeit nur über den Gebäudeteil D), 46145 
Oberhausen 

 
- oder bei einer der anderen Planungsstädte abgegeben 

werden. 
 
Stellungnahmen, die im Verfahren der Öffentlichkeits- 
und Behördenbeteiligung nicht rechtzeitig abgegeben 
worden sind, können bei der Beschlussfassung über 
den Bauleitplan unberücksichtigt bleiben, sofern die Ge-
meinde deren Inhalt nicht kannte und nicht hätte kennen 
müssen und deren Inhalt für die Rechtmäßigkeit des 
Bauleitplans nicht von Bedeutung ist.  
 
Die fristgemäß abgegebenen Stellungnahmen werden 
geprüft und das Ergebnis mitgeteilt. Haben mehr als 50 
Personen Stellungnahmen mit im Wesentlichen glei-
chem Inhalt abgegeben, kann die Mitteilung dadurch er-
setzt werden, dass diesen Personen die Einsicht in das 
Ergebnis bei der Stadt Oberhausen, Bereich 5-1 - Stadt-
planung, Technisches Rathaus Sterkrade, Bahnhofstra-
ße 66, Raum A009, 46145 Oberhausen, während der 
Dienststunden ermöglicht wird. 
 
Die Namen der Personen, die eine Stellungnahme ab-
geben, werden in den Drucksachen für die öffentlichen 
Sitzungen der Räte, der Ausschüsse und der Bezirks-
vertretungen nicht aufgeführt, d. h. es erfolgt grundsätz-
lich eine anonymisierte Wiedergabe der Stellungnahme. 
 
Sofern Sie eine Stellungnahme einreichen, werden die 
von Ihnen in diesem Rahmen bekannt gegebenen per-
sonenbezogenen Daten bei den Städten der Planungs-
gemeinschaft der Städteregion Ruhr 2030 verarbeitet. 
Weitere Hinweise über die Datenverarbeitung und Ihre 
Rechte erhalten Sie auf der Internetseite der Städte-
region Ruhr 2030 unter: 
 
http://www.staedteregion-ruhr-2030.de/cms/aenderungs-
verfahren.html 
 
Darüber hinaus wird darauf hingewiesen, dass eine Ver-
einigung im Sinne des § 4 Abs. 3 S. 1 Nr. 2 des Umwelt-
Rechtsbehelfsgesetzes in einem Rechtsbehelfsverfahren 
nach § 7 Abs. 2 des Umwelt-Rechtsbehelfsgesetzes ge-
mäß § 7 Abs. 3 S. 1 des Umwelt-Rechtsbehelfsgesetzes mit 
allen Einwendungen ausgeschlossen ist, die sie im Rahmen 
der Veröffentlichungsfrist nicht oder nicht rechtzeitig geltend 
gemacht hat, aber hätte geltend machen können. 
 
Dies wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
 
Oberhausen, 25.01.2024 
 
 
Schranz  
Oberbürgermeister
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Kraftloserklärung von Sparurkunden 
 

3045071622 
3018544688 
3018333645 
3018563449 

 
Die obengenannten Sparurkunden wurden für kraftlos 
erklärt. 
 
Oberhausen, 06.01.2024 
 
 
Stadtsparkasse Oberhausen 
- Der Vorstand - 
 
 

Kraftloserklärung von Sparurkunden 
 

3044178766 
 
Die obengenannte Sparurkunde wurde für kraftlos 
erklärt. 
 
Oberhausen, 06.01.2024 
 
 
Stadtsparkasse Oberhausen 
- Der Vorstand - 
 
 

Kraftloserklärung von Sparurkunden 
 

3041246541 
 
Die obengenannte Sparurkunde wurde für kraftlos 
erklärt. 
 
Oberhausen, 06.01.2024 
 
 
Stadtsparkasse Oberhausen 
- Der Vorstand - 
 
 

Kraftloserklärung von Sparurkunden 
 

3041279799 
 
Die obengenannte Sparurkunde wurde für kraftlos 
erklärt. 
 
Oberhausen, 14.01.2024 
 
Stadtsparkasse Oberhausen 
- Der Vorstand - 
 
 

Allgemeinverfügung 
 

Glasverbot am 11.02.2024 zwischen 12:00 
Uhr und 18:00 Uhr 
 
Gemäß § 14 des Ordnungsbehördengesetzes NRW 
(OBG NRW) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
13. Mai 1980 (GV NRW Seite 528) wird folgende Verfü-
gung erlassen: 
 
1.  Anlässlich des Karnevalsumzuges Alt-Oberhausen 

wird am 11.02.2024 für den unter Ziffer 2 genannten 
Bereich in der Zeit von 12:00 Uhr bis 18:00 Uhr das 
Mitführen und Verwenden von Glasbehältnissen 
außerhalb von geschlossenen Räumen untersagt. 

 
2.  Das Verbot gilt räumlich für folgenden Bereich: 
    Havensteinstraße zwischen Christian-Steger-Straße 

und Helmholtzstraße sowie Geibelstraße ab Einmün-
dung Otto-Dibelius-Straße 

 
    Das Verbot erstreckt sich bei den genannten Straßen 

und Wegen im Grenzbereich auf beiden Seiten. Der 
Geltungsbereich ist in der anliegenden Karte schraf-
fiert dargestellt. Die Karte ist Bestandteil der Allge-
meinverfügung. 

 
3.  Die Anordnungen dieser Allgemeinverfügung sind so-

fort vollziehbar gemäß § 80 Absatz 2 Ziffer 4 der 
Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO) in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 19. März 1991 
(BGBI I, Seite 686). 

 
4.  Diese Allgemeinverfügung gilt mit dem auf die Be-

kanntgabe folgenden Tag als bekannt gemacht. 
 
Begründung: 
 
Anlässlich des vom Hauptausschuss Groß Oberhau-
sener Karneval durchgeführten Karnevalsumzuges Alt-
Oberhausen zu der in der Regel ca. 150.000 Besucher 
kommen, ist es häufig zu massiven Störungen der öf-
fentlichen Sicherheit im Bereich der in Punkt 2 genann-
ten Räumlichkeit gekommen. 
 
Junge Menschen haben den Karnevalsumzug zum An-
lass genommen, sich im gesamten Bereich zu versam-
meln und dort mitgebrachten Alkohol zu konsumieren. 
 
Jugendliche und junge Erwachsene haben sich bereits 
mehrere Stunden vor Beginn des Karnevalsumzuges 
dort ausschließlich zum Alkoholverzehr versammelt. Die 
Veranstaltung wurde genutzt, ungehemmt massiv 
Alkohol - vorwiegend aus Glasflaschen - zu konsumie-
ren. Viele der geleerten Flaschen wurden auf den As-
phalt zerschlagen, Besucher und Besucherinnen ange-
pöbelt. 
 
Sowohl von aggressiven Betrunkenen als auch von am 
Boden liegenden Flaschen und Scherben geht eine 
erhebliche Gefahr für die Gesundheit der Besucher, der 
eingesetzten Ordnungskräfte und unbeteiligter Dritter 
aus. Massive Schnittverletzungen durch Glasscherben 
sind zu befürchten. Daneben ist auch der präventive 
Einsatz von Polizeihunden ausgeschlossen, weil sich 
die Tiere an den Scherben ebenso verletzen könnten. 
 
Außerdem kann nicht ausgeschlossen werden, dass 
Flaschen gezielt als Wurfgeschosse eingesetzt werden 
und so ebenfalls gesundheitliche Schäden oder erheb-
liche Sachschäden herbeiführen können. 
 
Es liegt nicht nur im Gefahrenverdacht, sondern bereits 
mit dem Verbringen des Glases in die bezeichneten 
Bereiche eine konkrete Gefahr vor, da die hinreichende 
Wahrscheinlichkeit eines Schadeneintritts schon allein 
durch dieses Verhalten besteht. 
 
Denn bereits das massenhafte Einbringen und Zerschla-
gen von Glasbehältnissen in und auf die Verkehrsflä-
chen, ist eine Verletzung des geltenden Rechts, nämlich 
des § 3 Absatz 2 der Ordnungsbehördlichen Verordnung 
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über die Aufrechterhaltung der öffentlichen Sicherheit 
und Ordnung im Gebiet der Stadt Oberhausen (OVo). 
Die Erfahrungen der letzten Jahre haben gezeigt, dass 
von den in der Menschenmasse feiernden Personen 
ausgetrunkene Flaschen nicht in Abfallbehältnissen, 
sondern zu dem überwiegenden Teil „auf der Straße“ 
landen. Rechtlich betrachtet liegt somit in all diesen Fäl-
len jeweils ein Verstoß gegen das Verunreinigungsverbot 
vor und damit eine Störung der öffentlichen Ordnung. 
 
Insoweit bildet nicht erst das Wegwerfen, Abstellen oder 
gar Zerschlagen einer Flasche die potentielle Gefahr, 
darin liegt vielmehr bereits die Störung der öffentlichen 
Sicherheit. Die Gefahr, das heißt der zu erwartende 
Eintritt der Rechtsverletzung, ist erkennbar bereits mit 
dem Einbringen von Glasflaschen in den Verkehrsraum 
an Karnevalstagen gegeben. Denn die in den früheren 
Jahren jeweils im Straßenraum festzustellenden unüber-
schaubaren Mengen von ordnungswidrig entsorgten 
Glasflaschen und Glasscherben können unter den 
besonderen Umständen des Karnevals bei der gebote-
nen wertenden Betrachtung bereits als unmittelbare 
Folge des Mitführens von Getränkeflaschen aus Glas 
angesehen werden. Von einem bloßen Gefahrenver-
dacht kann keine Rede mehr sein. 
 
Damit ist die entscheidende materiell-rechtliche Voraus-
setzung einer Regelung zur Gefahrenabwehr erfüllt. 
 
Aus Artikel 2 Absatz 2 Satz 1 des Grundgesetzes ergibt 
sich die Pflicht des Staates, sich schützend vor Rechts-
güter wie die körperliche Unversehrtheit zu stellen und 
diese auch vor Eingriffen von Seiten Dritter zu schützen. 
Dieser Bezug rechtfertigt ein solches Glasverbot. Die 
körperliche Unversehrtheit, die Gesundheit und das 
Leben genießen einen höheren Stellenwert als die freie 
Entfaltung der Persönlichkeit und rechtfertigen die 
Grundrechtseinschränkung. 
 
Die widerstreitenden Interessen wurden unter Beach-
tung der Verhältnismäßigkeit abgewogen. Die Gesund-
heit der Besucher, die Sicherheit Unbeteiligter und der 
Schutz hochwertiger Sachgüter wiegen mehr als die In-
teressen Einzelner an ihrer allgemeinen Handlungsfrei-
heit. Andere mögliche geeignete, aber weniger beein-
trächtigende Maßnahmen sind nicht ersichtlich, insbe-
sondere kommen keine Nebenbestimmungen in Be-
tracht, mit denen die Verfügung weniger einschneidend 
wäre. Die zeitliche Befristung und die örtliche Beschrän-
kung sind geeignet und angemessen, die Grundrechts-
einschränkung zu Gunsten von Leib, Leben und Gesund-
heit der Besucherinnen und Besucher der Veranstaltung 
und die von unbeteiligten Dritten hinzunehmen. 
 
Begründung zur Anordnung der sofortigen Vollziehung: 
 
Die sofortige Vollziehung nach § 80 Absatz 2 Ziffer 4 der 
Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO) wird aus folgen-
den im öffentlichen Interesse liegenden Gründen an-
geordnet: 
Zweck dieser Verfügung ist der Schutz der Gesundheit 
von Menschen, die Unversehrtheit von Tieren und der 
Schutz von hochwertigen privaten und öffentlichen 
Sachgütern vor den glasbedingten Gefahren, die durch 
eine hohe Zahl alkoholisierter Menschen auf kleiner 
Fläche entstehen. Die Erfahrungen der Stadt Dortmund 
anlässlich der Love-Parade 2008 mit einem Glasverbot 
und die der Stadt Köln anlässlich des Straßenkarnevals 
und bei Fußballspielen des FC Köln haben gezeigt, dass 
mit einem Glasflaschenverbot die Zahl der Körperver-
letzungen ganz erheblich zurückgegangen ist. 

Dem Schutz auf körperliche Unversehrtheit müssen die 
privaten Interessen am Verzehr von alkoholischen Ge-
tränken in Glasbehältnissen zweitweise zurückstehen. 
 
Angesichts der unkalkulierbaren alkoholbedingt enthem-
menden Folgen, der unter Alkoholeinfluss begangenen 
Straftaten und der von Glasscherben ausgehenden Ge-
fahren überwiegt das öffentliche Interesse vor den priva-
ten Interessen, vom Vollzug dieser Verfügung bis zur 
endgültigen Entscheidung in einem Klageverfahren ver-
schont zu bleiben. 
 
Hinweis: 
Das Verwaltungsgericht in Düsseldorf, Bastionstraße 39, 
40213 Düsseldorf, kann gemäß § 80 Absatz 5 VwGO auf 
Antrag die Anordnung der sofortigen Vollziehung aufhe-
ben und damit die aufschiebende Wirkung ganz oder 
teilweise wieder herstellen. 
 
Rechtsbehelfsbelehrung: 
 
Gegen diese Verfügung kann innerhalb eines Monats 
nach Bekanntgabe schriftlich oder zur Niederschrift des 
Urkundsbeamten der Geschäftsstelle Klage bei dem 
Verwaltungsgericht Düsseldorf, Bastionstr. 39, 40213 
Düsseldorf, erhoben werden. 
 
Die Klage kann auch durch Übermittlung eines elektro-
nischen Dokuments an die elektronische Poststelle des 
Gerichts erhoben werden. Das elektronische Dokument 
muss mit einer qualifizierten elektronischen Signatur der 
verantwortenden Person versehen sein oder von der 
verantwortenden Person signiert und auf einem siche-
ren Übermittlungsweg gemäß § 55a Absatz 4 VwGO 
eingereicht werden. Es muss für die Bearbeitung durch 
das Gericht geeignet sein. Die technischen Rahmenbe-
dingungen für die Übermittlung und die Eignung zur 
Bearbeitung durch das Gericht bestimmen sich nach 
näherer Maßgabe der Elektronischer-Rechtsverkehr-
Verordnung vom 24. November 2017 (BGBl. I S. 3803) 
in der jeweils geltenden Fassung. 
Wird die Klage durch eine Rechtsanwältin oder einen 
Rechtsanwalt, eine Behörde oder eine juristische Per-
son des öffentlichen Rechts einschließlich der von ihr 
zur Erfüllung ihrer öffentlichen Aufgaben gebildeten Zu-
sammenschlüsse erhoben, muss sie nach § 55d Satz 1 
VwGO als elektronisches Dokument übermittelt werden. 
Dies gilt nach § 55d Satz 2 VwGO auch für andere nach 
der VwGO vertretungsberechtigte Personen, denen ein 
sicherer Übermittlungsweg nach § 55a Absatz 4 Satz 1 
Nummer 2 VwGO zur Verfügung steht. 
Ist eine Übermittlung als elektronisches Dokument aus 
technischen Gründen vorübergehend nicht möglich, 
bleibt auch bei diesem Personenkreis nach § 55d Satz 1 
und 2 VwGO die Klageerhebung mittels Schriftform oder 
zu Protokoll des Urkundsbeamten der Geschäftsstelle 
zulässig. Die vorübergehende Unmöglichkeit ist bei der 
Ersatzeinreichung oder unverzüglich danach glaubhaft 
zu machen; auf Anforderung ist ein elektronisches 
Dokument nachzureichen. 
 
Oberhausen, 12.01.2024 
 
Stadt Oberhausen 
Bereich 2-4 
Bürgerservice, Öffentliche Ordnung 
Im Auftrag 
 
 
Ohletz 
 
Anlage: Kartenausschnitt 
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Öffentliche Bekanntmachung für Staats-
angehörige der übrigen Mitgliedstaaten 
der Europäischen Union (Unionsbürger) 
zur Wahl zum Europäischen Parlament in 
der Bundesrepublik Deutschland 
 
Am 9. Juni 2024 findet die Wahl der Abgeordneten des 
Europäischen Parlaments aus der Bundesrepublik 
Deutschland statt. An dieser Wahl können Sie aktiv teil-
nehmen, wenn Sie am Wahltag 
 
1.  die Staatsangehörigkeit eines der übrigen Mitglied-

staaten der Europäischen Union besitzen, 
 
2.  das 16. Lebensjahr vollendet haben, 
 
3.  seit mindestens drei Monaten in der Bundesrepublik 

Deutschland oder in den übrigen Mitgliedsstaaten der 
Europäischen Union1) eine Wohnung innehaben oder 
sich mindestens seit dieser Zeit sonst gewöhnlich 
aufhalten (auf die Dreimonatsfrist wird ein aufein-
anderfolgender Aufenthalt in den genannten Gebie-
ten angerechnet), 

 
4.  weder in der Bundesrepublik Deutschland noch in 

dem Mitgliedstaat der Europäischen Union, dessen 
Staatsangehörigkeit Sie besitzen, vom aktiven Wahl-
recht zum Europäischen Parlament ausgeschlossen 
sind, 

 
5.  in ein Wählerverzeichnis in der Bundesrepublik 

Deutschland eingetragen sind. Die erstmalige Eintra-
gung erfolgt nur auf Antrag. Der Antrag ist auf 
einem Formblatt zu stellen; er soll bald nach die-
ser Bekanntmachung abgesandt werden. 
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    Einem Antrag, der erst nach dem 19. Mai 2024 (21. 
Tag vor der Wahl) bei der zuständigen Gemeinde-
behörde eingeht, kann nicht mehr entsprochen wer-
den (§ 17a Absatz 2 der Europawahlordnung). 

 
    Sind Sie bereits aufgrund Ihres Antrages bei der 

Wahl am 13. Juni 1999 oder einer späteren Wahl 
zum Europäischen Parlament in ein Wählerverzeich-
nis der Bundesrepublik Deutschland eingetragen 
worden, so ist ein erneuter Antrag nicht erforderlich. 
Die Eintragung erfolgt dann von Amts wegen, sofern 
die sonstigen wahlrechtlichen Voraussetzungen vor-
liegen. Dies gilt nicht, wenn Sie bis zum oben ange-
gebenen 21. Tag vor der Wahl gegenüber der zustän-
digen Gemeindebehörde auf einem Formblatt bean-
tragen, nicht im Wählerverzeichnis geführt zu wer-
den. Dieser Antrag gilt für alle künftigen Wahlen zum 
Europäischen Parlament, bis Sie erneut einen Antrag 
auf Eintragung in das Wählerverzeichnis stellen. 

 
    Sind Sie bei früheren Wahlen (1979 bis 1994) in ein 

Wählerverzeichnis in der Bundesrepublik Deutsch-
land eingetragen worden, müssen Sie für eine Teil-
nahme an der Wahl einen erneuten Antrag auf Ein-
tragung in das Wählerverzeichnis stellen. 

 
    Nach einem Wegzug in das Ausland und erneutem 

Zuzug in die Bundesrepublik Deutschland ist ein er-
neuter Antrag auf Eintragung in das Wählerverzeich-
nis erforderlich. 

 
Antragsvordrucke (Formblätter) sowie informierende 
Merkblätter können bei den Gemeindebehörden in der 
Bundesrepublik Deutschland angefordert werden. 
 
Für Ihre Teilnahme als Wahlbewerber ist unter anderem 
Voraussetzung, dass Sie am Wahltag 
 
1.  das 18. Lebensjahr vollendet haben, 
 
2.  die Staatsangehörigkeit eines Mitgliedstaates der 

Europäischen Union besitzen, 
 
3.  weder in der Bundesrepublik Deutschland noch in 

dem Mitgliedstaat der Europäischen Union, dem Sie 
angehören, von der Wählbarkeit ausgeschlossen 
sind. 

 
Mit dem Antrag auf Eintragung in das Wählerverzeichnis 
oder mit den Wahlvorschlägen ist eine Versicherung an 
Eides statt abzugeben über das Vorliegen der oben 
genannten Voraussetzungen für die aktive oder passive 
Wahlteilnahme. 
 
Oberhausen, 17.01.2024 
 
 
gez.: Motschull 
- Stadtwahlleiter – 
 
___________________________________ 
1) Nicht zu berücksichtigen ist ein Aufenthalt im Verei-

nigten Königreich Großbritannien und Nordirland nach 
dem Zeitpunkt, ab dem nach Artikel 50 Absatz 3 EUV 
die Verträge dort keine Anwendung mehr finden. 
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Unser Team der Krebsberatung in Oberhausen bietet Beratung und Unterstützung für 
von der Erkrankung betroffene Menschen an. Wir nehmen uns Zeit für Sie. In ruhiger 
Atmosphäre versuchen wir gemeinsam mit Ihnen Antworten und Lösungen zu finden.  
Ebenfalls beraten wir Angehörige, nahestehende und interessierte Menschen. 

Wann: Beratungen finden montags und freitags statt. 

Wo: Der Paritätischen NRW, Kreisgruppe Oberhausen
Wörthstraße 7, 46045 Oberhausen.

Wie: Kostenlos, vertraulich, auf Wunsch anonym.

Telefonische Auskünfte und Terminvereinbarung bitte über unser Büro 

in Duisburg: montags bis freitags in der Zeit von 9.00 – 13.00 Uhr. 

Telefon: 0203 94 16 62 44 

info@krebsberatung-oberhausen.de

Krebsberatung
in Oberhausen



 

K 2671 

 
Postvertriebsstück 

 
- Entgelt bezahlt -  
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